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Anfänger ist man nur für 20 Quartale

Sofern eine Praxis für die ersten 20 
Quartale ab der Zulassung im Hono-

rarverteilungsvertrag einer KV als An-
fängerpraxis gilt, besteht für die An-
knüpfung an die Fallzahlen einer vorhe-
rigen Einzelpraxis eines jetzt in der Pra-
xis tätigen Arztes keine Rechtsgrundlage. 
Das hat das Bundessozialgericht (BSG) 
mit Urteil vom 24. Januar 2018 (Az.: B 6 
KA 23/16 R) entschieden.

Der Fall
Das klagende medizinische Versor-
gungszentrum (MVZ) wurde zum 1. Juli 
2007 gegründet. Der in diesem MVZ an-
gestellte Arzt und ärztliche Leiter war 
selbst bereits seit dem 1. Juli 1986 in dem-
selben Planungsbereich zugelassen und 
zum Gründungszeitpunkt in das MVZ 
gewechselt. Im Juli 2009 beantragte er 
die Anpassung des Regelleistungsvolu-
mens (RLV) durch Übernahme seiner 
früheren RLV-relevanten Fallzahl unter 
dem Gesichtspunkt einer Anfängerpra-
xis. Die beklagte KV Bayerns lehnte den 
Antrag ab, und verwies darauf, dass der 
Zeitpunkt der ersten Niederlassung des 
Arztes länger als fünf Jahre zurück lag.

Das Sozialgericht (SG) München gab 
dem Kläger in erster Instanz Recht. Das 
Gericht wies darauf hin, dass das MVZ 
zum Zeitpunkt der Antragstellung noch 
keine 20 Quartale zugelassen war und 
wendete die entsprechenden Regelungen 
für Au�aupraxen auch für das MVZ an. 
Nach Au¡assung des SG sei auf die Zu-
lassung des MVZ und nicht auf die Vor-
tätigkeit eines angestellten Arztes abzu-
stellen. Auch im Berufungsverfahren vor 
dem Landessozialgericht scheiterte die 
KV. Letztlich setzte sie sich aber mit der 
Revision vor dem BSG durch.

Das Urteil
In der Urteilsbegründung weist der Senat 
darauf hin, dass für eine Anknüpfung an 
die Fallzahlen der vormaligen Einzelpra-
xis des Arztes keine Rechtsgrundlage be-
steht. Nach dem Verteilungsmaßstab sei 
eine Praxis nur in den ersten 20 Quarta-
len ab der Zulassung als Anfängerpraxis 
anzusehen. Das zum 1. Juli 2007 gegrün-
dete MVZ befand sich im streitigen Quar-
tal III/2009 zwar noch in der Anfangs-
phase. Da sich aber das dem MVZ zuzu-
weisende RLV aus der Addition der RLV 

der einzelnen dort tätigen Ärzten ergebe, 
müsse der einzelne Arzt noch Anfänger-
status beanspruchen können. Das sei hier 
aber nicht der Fall, wenn dieser vor seiner 
Tätigkeit im MVZ bereits über einen den 
Anfängerstatus auszuschließenden Zeit-
raum vertragsärztlich tätig war. Im Inte-
resse der Rechtssicherheit und der Prak-
tikabilität der Honorarverteilung sei ty-
pisierend auf die vorherige Tätigkeit im 
Planungsbereich abzustellen.

Die Frage, ob die Anerkennung als Pra-
xis in der Anfangsphase hier auch deshalb 
ausscheidet, weil die Praxis ein über-
durchschnittliches Honorar – insbeson-
dere mit freien Leistungen – erzielt hat, 
ließ der Senat o¡en. Es spreche aber viel 
dafür, dass eine Praxis mit überdurch-
schnittlichem Honorar, das ganz über-
wiegend außerhalb der RLV erzielt werde, 
keiner besonderen Förderung bedarf.
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Die Auswirkung auf das Leben berücksichtigen

W ird eine Geldstrafe verhängt, muss 
der Tatrichter im Rahmen der 

Strafzumessung unter anderem die Aus-
wirkungen der Strafe auf die beru§iche 
Zukun¨ eines Medizinstudenten be-
rücksichtigen. Tut er dies nicht, führt 
dies zur Au©ebung des Strafurteils und 
zur Neuverhandlung des Falls. Dies hat 
das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt 
am Main (Beschluss vom 20. Dezember 
2017, Az.: 1 Ss 174/17) entschieden.

Der Fall
In dem fraglichen Fall wurde im Februar 
2017 eine Medizinstudentin im 7. Semester 
wegen zweier Betrugsfälle vom Amtsgericht 
Gießen zu einer Geldstrafe von 135 Tages-
sätzen zu je 35 € verurteilt. Gegen das Ur-
teil legte die Studentin Revision zum OLG 
Frankfurt am Main ein. Sie begründete die 
Revision unter anderem damit, dass das 
Amtsgericht Gießen nicht die negativen 

Auswirkungen der Verurteilung auf ihre 
beru§iche Zukun¨ berücksichtigt habe.

Die Entscheidung
Das OLG Frankfurt am Main entschied 
zugunsten der Angeklagten und hob da-
her die Entscheidung des Amtsgerichts 
Gießen auf. Der Tatrichter beim Amtsge-
richt habe seine nach § 46 StGB obliegen-
de P§icht zur Berücksichtigung der Wir-
kung der Strafe auf das weitere Leben der 
Angeklagten in der Gesellscha¨ verletzt. 
Eine Verurteilung zu einer Geldstrafe von 
mehr als 90 Tagessätzen werde in einem 
Führungszeugnis aufgenommen. Dieses 
werde aber in der Regel zur Erlangung der 
ärztlichen Approbation sowie im Rahmen 
von Bewerbungen gefordert. Eine Verur-
teilung könne nach Au¡assung des OLG 
Frankfurt am Main daher erhebliche Aus-
wirkungen auf die Beurteilung der Zuver-
lässigkeit bei der Berufsausübung haben 

und sich zudem auf die Chancen eines Be-
werbers auf dem Arbeitsmarkt auswirken.

Diese Erwägungen stehen nach Auf-
fassung des Gerichtes einer Verurteilung 
zu einer Geldstrafe von mehr als 90 Ta-
gessätzen grundsätzlich nicht entgegen. 
Sie müssen aber berücksichtigt werden, 
um nicht eine Entsozialisierung der An-
geklagten herbeizuführen. Eine Ausein-
andersetzung mit diesem Strafzumes-
sungsgrund lasse das Urteil des Amtsge-
richts jedoch gänzlich missen.

Der Fall wurde deshalb vom OLG Frank-
furt am Main zwecks Neuverhandlung an 
das Amtsgericht Gießen zurückverwiesen.
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